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Die Idee, den Strassenstrich am Sihl-
quai aufzuheben und dafür an der
Ecke Aargauerstrasse/Würzgraben-
strasse in einem heutigen Niemands-
gebiet von Altstetten vorübergehend
einen Strichplatz einzurichten, wo
Prostituierte ihrer Tätigkeit nachge-
hen können, ist im Gemeinderat
überwiegend auf Anklang gestossen.
Die Stadt will auf dem Land, auf dem
später einmal ein Tramdepot für die
Limmattalbahn und das Rosengar-
tentram gebaut werden soll, Verrich-
tungsboxen erstellen, wo die Freier
mit ihren Fahrzeugen hineinfahren
können. Die Betreuung der Prostitu-
ierten durch die Beratungsstelle Flo-
ra Dora ist sichergestellt.

2,4 Millionen Franken Kosten
Die Anlage des Strichplatzes ist

nicht billig, die Kosten belaufen sich
auf knapp 2,4 Millionen Franken; da-
von sind knapp 500 000 Franken für
die Altlastenentsorgung vorgesehen.
Die Betriebskosten werden auf jähr-
lich 500 000 Franken veranschlagt.
Auf das Erheben von Gebühren will
die Stadt verzichten.

Der Strichplatz soll bereits im
Frühjahr 2012 zur Verfügung stehen.
Dann sollen bisherige Strichzonen
aufgehoben werden, insbesondere
die Zone am Sihlquai, die vor allem
für Verärgerung bei den Anwohne-
rinnen und Anwohnern des Quar-
tiers Wipkingen gesorgt hat, weil die
Prostituierten und ihre Freier auch
die Vorgärten in Anspruch genom-
men haben.

Die SVP wandte sich grundsätzlich
gegen das Vorhaben. Das Einrichten
und Betreiben eines Strichplatzes sei
keine Aufgabe der Stadt, es sei den
Steuerzahlern nicht zuzumuten, da-
für Geld auszugeben, dass Freier aus

der Agglomeration zu ihrem Ziel kä-
men.

Die Schweizer Demokraten hiel-
ten ebenfalls nichts
von einem Strich-
platz. Die vorgese-
hene Kontrolle des
Platzes gefalle den
Freiern nicht und
die Bemutterung
der Prostituierten
sei von diesen gar
nicht erwünscht,
sodass er möglicherweise gar nicht
benutzt werde.

Bedenken äusserte auch die Spre-
cherin der EVP. In den Verrichtungs-

boxen in Altstetten hätten bloss ein
paar Dutzend Prostituierte Platz, die
andern müssten wohl auf andere

Strichzonen, etwa
in die Altstadt, aus-
weichen, mögli-
cherweise auch in
die Agglomeration.
Das könne ja nicht
die Lösung sein.
Mit ihrer negativen
Einstellung gegen-
über dem städti-

schen Strichplatz blieben SVP, EVP
und SD allerdings in der Minderheit.
Man solle den Versuch wagen, erklär-
te etwa der Sprecher der CVP, der

Strichplatz sei zwar kein Allheilmit-
tel, doch wenn er sich nicht bewäh-
re, könne man ihn ja wieder schlies-
sen. Wichtig sei, dass die unhaltba-
ren Verhältnisse am Sihlquai ein En-
de hätten. Dass man am Sihlquai für
Ordnung sorge, sei auch für das
Image der Stadt gut, fügte der Refe-
rent der FDP bei. Die Neuerung trage
nicht nur zur Befriedung im Quartier
Wipkingen bei, sagte ein Sprecher
der SP, auch die von Freiern und Zu-
hältern gegenüber den Prostituierten
ausgeübte Gewalt lasse sich so ein-
dämmen.

Den Versuch wagen
Stadtrat Martin Waser ermunterte

die Parlamentarier, den Versuch zu
wagen. Der Erfolg sei zwar nicht ga-
rantiert, aber wenn man nichts wa-
ge, habe man schon verloren. Man
müsse verschiedenes unternehmen
für eine tragbare Lösung. «Wir sind
vielleicht blauäugig», sagte er, «aber
wir sind nicht blöd.» Man werde die
Lehren aus den Strichplätzen im Aus-
land ziehen. Der Gemeinderat liess
sich überzeugen und stimmte der
Schaffung des Strichplatzes mit 74 zu
30 Stimmen zu.

Zürcher Gemeinderat Ja zur Verlagerung des Strassenstrichs vom Sihlquai nach Altstetten

Einverstanden mit einem städtischen Strichplatz
VON ALFRED BORTER

«Wir sind vielleicht
blauäugig, aber wir sind
nicht blöd.»
Stadtrat Martin Waser,
Vorsteher des
Sozialdepartements

Die Krawalle im Zusammen-
hang mit der illegalen Party
vom letzten Samstag am
Bellevue haben im Gemein-
derat zu geharnischten Re-

aktionen geführt. Die SVP
rief nach dem Null-Toleranz-
Prinzip. «Die Zeit des Zuse-
hens, des Abwartens und des

Duldens ist vorbei», erklärte
Mauro Tuena. Die Polizei
müsse die Randalierer wenn

immer möglich verhaften.

Für die FDP betonte Roger
Tognella, man dürfe unbewil-
ligte Partys nicht tolerieren.
Auf der andern Seite beton-
ten die Grünen, gegen Kra-

wallbrüder müsse die Polizei
selbstverständlich einschrei-
ten. Aber man müsse auch
festhalten, dass es an Frei-

räumen für das Partyvolk

fehle. Ebenfalls viel Ver-
ständnis für die demonstrie-
renden Partygänger äusserte
Richard Wolff (Alternative

Liste). Offensichtlich gebe es
ein Bedürfnis für solche Sau-
vages. Polizeivorsteher Dani-
el Leupi gab zu verstehen,
dem Begehren nach Freiräu-
men könne man nicht allein

mit Repression begegnen.
«Wir sind offen für den Dia-
log.» (ABR.)

■ POLIZEIVORSTAND DANIEL LEUPI: «WIR SIND OFFEN FÜR DEN DIALOG»

Der Zoo Zürich hat am Mittwoch die neue Süd-
amerika-Anlage eingeweiht. Die ersten Bewoh-
ner der so genannten Pantanal-Anlage sind die
Chile-Flamingos. Seit der Eröffnung des Zür-
cher Zoos im Jahr 1929 begrüssten beim Ein-

gang Flamingos die Zoo-Besucherinnen und
Besucher. Nun ist das Gehege leer – einzig zwei
Gänse watscheln herum. Was nun mit dem frei-
en Platz geschieht, ist noch offen. Für die Fla-
mingos war der Platz beim Eingang nicht ideal.

Der Druck vom Publikum sei zu gross gewesen,
sagte Zoo-Direktor Alex Rübel am Mittwoch vor
den Medien. Der Zoo Zürich hatte bei den Fla-
mingos schlechte Bruterfolge. Auch das Ab-
schirmen des Bereichs nützte nichts. (SDA)
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Zürcher Flamingos sind in die neue Südamerika-Anlage gezogen

Fahndung Die Zürcher Polizisten sol-
len nächstes Jahr wieder präventiv
verdeckte Ermittlungen in Chat-
rooms im Internet führen dürfen. Zu-
dem soll es auch auf nationaler
Ebene möglichst rasch eine diesbe-
zügliche Lösung geben. Das verlangt
eine Petition zum Thema Kinder-
schutz. Diese wurde am Mittwoch

von CVP-Nationalrätin Barbara
Schmid-Federer sowie Mark A. Saxer,
Geschäftsführer von Swiss Police
ICT/SPIK, lanciert.

Weiter fordern die Initiantinnen
und Initianten die Zürcher Regierung
auf, ein Konzept vorzulegen, wie Cy-
berbulling – also Mobbing im Inter-
net unter Schülern – aus den Schulen

verbannt werden kann. Zudem müs-
se sie sich in Bern für eine Bundeslö-
sung einsetzen.

Mit Inkrafttreten der neuen Straf-
prozessordnung gibt es seit dem 1. Ja-
nuar 2011 keine gesetzliche Grundla-
ge mehr, um im Internet präventiv
verdeckt nach Pädophilen fahnden
zu können. Möglich sind diese Er-

mittlungen allerdings im Rahmen
von Strafverfahren.

Eine Ausnahme hierzu gilt für den
Kanton Schwyz. Dieser hat bereits ei-
ne gesetzliche Grundlage für präven-
tive Ermittlungen geschaffen. In ver-
schiedenen Kantonen sind entspre-
chende Gesetzesänderungen jedoch
noch hängig. (SDA)

Zürcher Polizei soll wieder verdeckt im Chat ermitteln können
Greater Zurich Area Der Stadtrat
will die Stiftung Greater Zurich Area
weiterhin finanziell unterstützen. Er
beantragt dem Gemeinderat, den
jährlichen Beitrag von 250 000 Fran-
ken für die Jahre 2012 bis 2015 zu
verlängern. Die bisher jeweils für
drei Jahre beschlossene Beitragsdau-
er soll auf vier Jahre ausgedehnt wer-
den. (SDA)

Geld von der
Stadt Zürich

Volksschule Die Lehrerinnen und
Lehrer der Zürcher Volksschule sind
bereit, für ihre Entlastung zu kämp-
fen, falls das von der Bildungsdirekti-
on lancierte Projekt im Kantonsrat
scheitern sollte. Dies hat eine Ver-
sammlung am Mittwochnachmittag
beschlossen.

Die rund 700 Teilnehmenden und
ihre Verbände VPOD, SekZH und ZLV
formulierten die Forderungen «an
die Bildungsdirektion und die Zür-
cher Politik». Sie entsprechend weit-
gehend den Massnahmen im Projekt
Be-/Entlastung. Demnach soll das
100-Prozent-Pensum für Volksschul-
lehrkräfte von 28 auf 26 Lektionen
pro Woche gekürzt werden - bei glei-
chem Lohn. Für Klassenlehrpersonen
sind es 24 Lektionen. Diese Redukti-
on soll gemäss den Forderungen be-
reits auf das Schuljahr 2012/13 erfol-
gen. Zudem soll die Stundenzahl im
vorgesehenen Gestaltungspool deut-
lich erhöht werden. Der Pool steht
den einzelnen Schulen für die geziel-
te Entlastung von Lehrpersonen mit
besonderen Aufgaben zur Verfügung.

Die Bildungsdirektion mache mit
dem Projekt Schritte in die richtige
Richtung, heisst es in der Mitteilung.
Man werde nun die Beratung im Kan-
tonsrat «aufmerksam verfolgen und
ein Scheitern der dringend notwendi-
gen Entlastungsmassnahmen nicht
hinnehmen». Welche Kampfmass-
nahmen die Lehrerinnen und Lehrer
ins Auge fassen, ist noch offen. Dies
sei am Mittwoch nicht diskutiert
worden, sagte Urs Loosli von SekZH
auf Anfrage der Nachrichtenagentur
SDA. Das werde man «zu gegebener
Zeit» tun. (SDA)

Lehrerinnen und
Lehrer sind bereit
für den Kampf


